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Freie und Hanfeftadt Hamburg. | 

Geſetz, betreffend die Gehaltsverhältniſſe der ordentlichen Lehrer 

an den höheren Staatsſchulen. Vom 29. Januar 1877. 

Der Senat hat in Uebereinſtimmung mit der Bürgerſchaft 
beſchloſſen und verkündet hierdurch als Geſetz was folgt: 

Vom 1. April 1877 an gelten für die künftig an den hö⸗ 
heren Staatsſchulen anzuſtellenden ordentlichen Lehrer die nach⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen: 


F. J. Die Stellen der ordentlichen wiſſenſchaftlichen Leh⸗ 
rer der Gelehrtenſchule und der Realſchule werden dem Gehalte 
nach in 3 Klaſſen eingetheilt. 

Die Lehrer der erſten Gehaltsklaſſe beziehen ein Gehalt 
von 5800 M., welches alle 5 Jahre um 700 M. bis auf 7200 M. 
ſteigt. Diejenigen 5 Lehrer erſter Gehaltsklaſſe an der Gelehr⸗ 
tenſchule, welche den Titel „Profeſſor“ führen, (ſ. auch Senats⸗ 
und Bürgerſchafts⸗Beſchlüſſe vom 28. Oktober 1868/10. Februar 
1869 und 28. November 1873/4. März 1874) erhalten außer 
ihrem Gehalte freie Amtswohnung oder falls ihnen ſolche nicht 
gewährt werden kann, Mietheentſchädigung, welche ihnen auf 
das Gehalt nicht angerechnet werden. 

Das Gehalt in der zweiten Klaſſe beginnt mit 4200 M. 
und ſteigt alle 3 Jahre um 450 M. zu 6000 M. 

Das Gehalt in der dritten Klaſſe beträgt 2700 N., mit 
gleicher Steigerung wie in der zweiten Klaſſe bis zu 4500 M. 
§. 2. Die ordentlichen wiſſenſchaftlichen Lehrer der höhe: 
1 Bürgerſchule werden nach dem Gehalte in 2 Klaſſen einge⸗ 
theilt, für welche die Sätze der zweiten und dritten Klaſſe der 
im $. 1 erwähnten Schulen gelten. 

8, 3. Die Gehaltsverhältniſſe der ordentlichen techniſchen 
Lehrer ſind denen der dritten Klaſſe der ordentlichen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Lehrer gleich. Daſſelbe gilt von den Gehaltsverhältniſ 
ſen der an den höheren Staatsſchulen ſeſt angeſtellten ſemina⸗ 
. gebildeten Lehrer, welche die Prüfung für Mittelſchulen 
Dünen haben. Die Gehalte aller anderen ſeminariſtiſch ge- 
1 eten Lehrer der höheren Staatsſchulen und der ordentlichen | 
Lehrer an den Vorſchulen richten ſich nach den für die feſtan⸗ 
geſtellten Lehrer an den öffentlichen Volksschulen der Stadt 
jetzt geltenden oder künftig zu erlaſſenden Beſtimmungen. Da: | 
nach beträgt gegenwärtig das Gehalt 2250 M., ſteigend nach fünf 
Jahren auf 2520 N. und nach abermals fünf Jahren auf 2880 M. | 


§. 4. Die Stelle, welche ein ordentlicher Lehrer in einer 
Gehaltsklaſſe bekleidet, gewährt ihm kein Anrecht auf Beförde⸗ 


rung in die höhere Gehaltsklaſſe, vielmehr iſt die zur Beſetzung 


einer Vakanz in der letzteren berufene Behörde in ihrem Wahl⸗ 
rechte unbehindert. Wird ein Lehrer aus einer niedrigeren Ge⸗ 
haltsklaſſe in eine höhere verſetzt, deren Anfangsgehalt gerin⸗ 
ger iſt als ſein bisheriges Gehalt, ſo wird das Letztere von ihm 
fort bezogen, bis er durch die Alterszulage Anſpruch auf ein 
höheres erhält. 

§. 5. Die den vorerwähnten Gehaltsſätzen entſprechenden 
Verpflichtungen der ordentlichen Lehrer richten ſich nach den Be⸗ 
ſtimmungen des von der zuſtändigen Sektion der Oberſchulbe⸗ 
hörde feſtzuſtellenden Regulativs, beziehentlich einer etwaigen 
zwiſchen der Sektion und dem Lehrer getroffenen Vereinbarung. 

8.6. Auf dem Wege der Budgetbewilligung oder auf Be: 
ſchluß von Senat und Bürger-Ausſchuß kann einem neu ange: 
ftellten Lehrer ſofort bei der Anſtellung das ihm nach geſetzli⸗ 
cher Beſtimmung erſt nach Ablauf mehrerer Jahre durch Al⸗ 
terszulage zukommende höhere Gehalt ſeiner Gehaltsklaſſe be= 


| willigt werden. Wird dadurch das Marimalgehalt der Gehalts: 


klaſſe nicht erreicht, ſo beginnt die Verbeſſerung des Gehaltes 
durch Alterszulage nach Ablauf der erſten drei, beziehentlich 
fünf Jahre. 

§. 7. Hinſichtlich der Entſchädigungen, welche den aus der 


Fremde hierher berufenen Lehrern zu gewähren ſind, finden die 


Beſtimmungen der Reichs⸗Verordnung vom 21. Juni 1875, be⸗ 
treffend Tagegelder und Umzugskoſten der Reichsbeamten (Reichs⸗ 
geſetzblatt Nr. 21), analoge Anwendung. Dieſelben erhalten 
1) Tagegelder für die Dauer der Reiſe nach §. 1 des ges 
dachten Geſetzes, 
2) Fuhrkoſten nach SS. 4 und 7, 
3) Umzugs- und Transportkoſten nach §§. 10, 12, 13 und 
14, jedoch ohne Abzug der Hälfte der Einkommenver⸗ 
beſſerung und, ſo lange die Gehalte der Lehrer in Ham⸗ 
burg nicht pränumerando bezahlt werden, mit einem 
Zuſchlag von je 50 pCt., und endlich 
4) eventuell eine Miethevergütung nach dem letzten Alineg 
des §. 10. 


*) Deutſche Schulgeſetz⸗Samml. Jahrg. 1875 Nr. 28. 


139 Preußen: Kathol. Religionsunterricht in Volksschulen. V. 6. Dezbr. 1876. 


Preußen: Die Präparandenbildung. Vom 4. November 1876. 140 


Bei Berechnung der Beträge werden für die Direktoren 
die Sätze unter III., für die übrigen Lehrer die Sätze unter 
IV. angewendet. 

Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
Zu 88. 1—3. 

Die gegenwärtig angeſtellten Lehrer haben ſich in einer ih— 
nen zu beſtimmenden Friſt zu erklären, ob ſie künftig nach den 
bisher für ſie geltenden oder nach den neuen Beſtimmungen 
die ihnen zukommende Alterszulage berechnet ſehen wollen. 

Diejenigen, welche in der ihnen geſtellten Friſt ſich nicht 
für die Wahl der neuen Beſtimmungen entſcheiden, haben ſpä⸗ 
ter keinen Anſpruch auf Anwendung derſelben. 

Gegeben in der Verſammlung des Senates, Hamburg, den 
29. Januar 1877. 


Königreich Preußen. 

Geſetz, betreffend die Beſeitigung einzelner kirchlicher Abgaben 
und Leiſtungen für Schul⸗, Kommunal⸗ und Armenzwecke. 
Vom 4. Juli 1876. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der 
Monarchie, was folgt: 

§. 1. In den vormals Königlich Sächſiſchen Landesthei⸗ 
len wird die durch das Reſkript vom 16. Juli 1813. — III. 
Fortſetzung des Codieis Augustei 1. Abtheilung S. 87 — für 
Schulzwecke angeordnete Abgabe von Trauungen, ſowie die da⸗ 
ſelbſt vorgeſchriebene Kollekte mit dem Tage der Verkündung 
dieſes Geſetzes aufgehoben. 

§. 2. Die anderweit von Taufen, Trauungen und kirchli⸗ 
chen Begräbniſſen für Schul-, Kommunal: und Armenzwecke zu 
entrichtenden Abgaben, ſowie die auf den §8. 4, 5, 13 und P7 
der Principia regulativa vom 30. Juli 1736 beruhenden Ber: 
pflichtungen kommen vom 1. Januar 1877 in Wegfall. 

8.3. Lehrer, welche auf den Ertrag der aufgehobenen 
Abgaben einen Anſpruch haben, ſind von den zur Unterhaltung 
der Schule Verpflichteten nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte 
der Einnahme zu entſchädigen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 4. Juli 1876. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulen burg. 
Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. Frieden— 
thal. Hofmann. 


Minifterial - Erlaß, den katholiſchen Religionsunterricht in den 
Volksſchulen betreffend. Vom 6. Dezember 1876. 


Berlin, den 6. Dezember 1876. 


Ew. Hochwürden eröffne ich auf die Eingabe, welche Sie 


am 8. v. M. mit mehreren anderen Geiſtlichen an mich gerich⸗ 
tet haben, hiermit Folgendes: ; 

Die Volksſchule iſt eine Veranſtaltung des Staates, an 
welcher jede unterrichtliche Thätigkeit nur im Auftrage des Staa⸗ 
tes ausgeübt werden kann. Dieſer durch Verfaſſung und Lan⸗ 
desgeſetz feſtgeſtellte und durch eine hundertjährige Geſchichte des 
preußiſchen Volksſchulweſens beſtätigte Grundſatz darf auch hin⸗ 


ſichtlich des Religionsunterrichtes eine Abänderung nicht erfah- 


ren, wenn auch der Natur der Sache nach den betreffenden Re⸗ 
ligionsgeſellſchaften bezüglich des ſachlichen Inhaltes dieſes Un⸗ 
terrichtes jede mögliche Gewähr gegeben wird. Wenn Ew. 


Hochwürden in Ihrer Eingabe von einer entgegengeſetzten prin⸗ 
zipiellen Auffaſſung ausgehen, ſo findet eine ſolche in den 
Staatsgeſetzen keine Begründung. Insbeſondere weiſen die von 
Ihnen angeführten Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechtes 
in erſter Linie nicht auf den ſchulplanmäßigen, ſondern den 
kirchlichen Religionsunterricht hin, welcher von meinem Erlaſſe 
vom 18. Februar er. nur äußerlich betroffen wird. In zweiter 
Stelle aber beziehen ſich dieſelben auf die Rechte und Pflichten der 
in der Regel mit der örtlichen Schulaufſicht betrauten Geiſtlichen. 

Inſoweit aber die Vorſchriften des Schleſiſchen Schulregle⸗ 
ments vom 11. Mai 1801 in Betracht kommen, iſt bereits in 
den Kommiſſionsverhandlungen des Hauſes der Abgeordneten 
Seitens der Staatsregierung darauf hingewieſen worden, wie 
insbeſondere der maßgebende $. 48 deſſelben in dem erwähnten 
Erlaß bis zu dem Grade Berückſichtigung gefunden, daß in 
dem letzteren ſogar einzelne Wendungen des Reglements aufge⸗ 
nommen ſeien. Daß übrigens auch in dieſem $. es ſich nur 
um einen Ausfluß des von den Geiſtlichen des Ortes zu üben- 
den ſtaatlichen Schulaufſichtsrechtes handelt, iſt unzweifelhaft. 

Rückſichtlich der dem Artikel 24 der Verfaſſungsurkunde 
vom 31. Januar 1850 gegebenen Auslegung verweiſe ich gleich- 
falls auf die desfallſigen Verhandlungen in der letzten Seſſion 
der beiden Häuſer des Landtages. 

Nach Vorſtehendem bin ich nicht in der Lage, dem Antrage 
Ew. Hochwürden zu entſprechen, muß vielmehr den Erlaß vom 
18. Februar cr. in allen Punkten als geſetzlich begründet und 
durch das Intereſſe der Schule geboten, aufrecht erhalten. 

Der Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


An Falk. 
den Pfarrer zu St. Mauritius Herrn Fiſcher 
Hochwürden in Breslau. 
U. III. 14244. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Potsdam, die Präpa⸗ 
randenbildung betreffend. Vom 4. November 1876. 

Euer Hoch- und Hochehrwürden veranlaſſen wir nachſtehende 
Verfügung zur Kenntnißnahme und Nachachtung an die in Ih⸗ 
rer Kreisſchulinſpektion befindlichen Präparandenlehrer ſofort 
gelangen laſſen zu wollen. 

Im vergangenen Jahre find bei den Seminarien zu Kö⸗ 
penick, Oranienburg, Kyritz und Neu-Ruppin 87 Präparanden 
zu den Aufnahmeprüfungen erſchienen, von denen 62 eine un⸗ 
bedingte, 10 eine verſuchsweiſe Aufnahme gefunden haben und 
15 als unreif für die Seminarbildung zurückgewieſen werden 
mußten. Zur Zeit ſind in den genannten Seminarien 97 Se⸗ 
minariſtenſtellen unbeſetzt. 

Es werden 1877 vorausſichtlich 97 Seminar-Abiturienten, 

1878 do. 93 do. do. 
1879 aber nur 79 do. do. 
in's Lehramt übertreten. ; 

Wir müſſen es daher den Kreis⸗ und Lokalſchulinſpektoren, 
ſowie den Lehrern wiederholentlich dringend an's Herz legen, 
fähige junge Leute für den Eintritt in's Lehramt gewinnen zu 
wollen, da mit der Aufbeſſerung der Lehrergehälter energiſch 
fortgefahren wird und auch jeder Lehrer zu einem ausreichen⸗ 
den Einkommen gelangen ſoll. 

Doch kommt es nicht ſowohl auf eine ausreichende Zahl 
von Präparanden, ſondern noch vielmehr auf eine ſorgfältige 
Auswahl und Vorbildung derſelben an. Beides iſt noch nicht 
mit der nothwendigen Sorgfalt geſchehen. Ein Präparand hat 
z. B. wegen Krankheit am Knochenfraße müſſen zurückgewie⸗ 
ſen werden! 
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Solche Präparanden, die, wenn auch noch ſo fleißig und 
ſtrebſam, an körperlichen Gebrechen, ſchwacher Bruſt, kranken 
Augen, überhaupt ſchwächlicher Körperbeſchaffenheit leiden, oder 
welche, wenngleich körperlich geſund, mangelnde geiſtige Befä— 
higung zeigen, müſſen ohne Weiteres entlaſſen werden, damit 
ſie rechtzeitig einen für ſie paſſenderen Beruf erwählen 
können. 

Was nun die Vorbildung der zu den Aufnahmeprüfungen 
gekommenen Präparanden betrifft, jo muß von den Prüfungs: 
Kommiſſarien gern zugeſtanden werden, daß in einzelnen Fä⸗ 
chern ein entſchiedener Fortſchritt gegen früher wahrnehmbar 
hervorgetreten iſt und wir müſſen den oft in mühevoller Arbeit 
ſtehenden Präparandenbildnern dafür unſere Anerkennung aus⸗ 
ſprechen; aber es find auch noch manche Mängel offenbar ge⸗ 
worden, die, wenn die Ziele der jetzigen Seminarbildung er⸗ 
reicht werden ſollen, beſeitigt werden müſſen. 

Auf Grund der von den Prüfungs-Kommiſſionen von uns 
eingeforderten Wahrnehmungen bei den Aufnahmeprüfungen he⸗ 
ben wir Folgendes zur Beachtung hervor: 

A. Als ein Mangel allgemeiner Bildung zeigte ſich bei den 
Präparanden Unbehilflichkeit im Gebrauche der Mutter⸗ 
ſprache; die Antworten ließen folgerechtes Denken vermij- 
ſen; es trat nicht ſelten nur äußerliches Wiſſen ohne in⸗ 
neres Verſtändniß hervor. 

B. In der Religion waren die in den Allgemeinen Be— 
ſtimmungen geſteckten Ziele nach keiner Seite hin genü⸗ 
gend erreicht. Es fehlte eine Bekanntſchaft mit der hei⸗ 
ligen Geſchichte alten und neuen Teſtamentes und 
ſichere Kenntniß des gelobten Landes. Die bibliſchen Ge— 
ſchichten wurden weder ausreichend ſicher erzählt, noch 
konnte die Mehrzahl der Präparanden über den religiö⸗ 
ſen und ſittlichen Inhalt derſelben die erforderliche Aus⸗ 
kunft geben. Eine oft überraſchende Unbekanntſchaft mit 
der Bibel überhaupt trat nicht ſelten hervor. Verſtänd⸗ 
niß, Vortrag und damit verbundene richtige Betonung der 
verlangten Katechismusſtücke fehlte oft. Eine ſichere 


Kenntniß der zu lernenden 20 Kirchenlieder und ihrer 


Verfaſſer iſt bei den meiſten Prüflingen vermißt worden. 

„In der deutſchen Sprache find die in den Allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen feſtgeſetzten Ziele nur bei Einzelnen erreicht 
worden, die bei weitem meiſten Prüflinge zeigten ſich auch 
in den Elementen der Grammatik unſicher. Den aufge⸗ 
ſagten Gedichten fehlte Reinheit in Artikulation der Laute, 
richtige Betonung, Gliederung der Gedanken und Modu⸗ 
lation der Stimme. Zwar it die mündliche und ſchrift⸗ 
liche Gedankendarſtellung reiner von gröberen Verſtößen 
gegen die Sprachgeſetze geworden; doch muß dieſelbe noch 
immer ſorgfältiger in und außer den Lehrſtunden ſeitens 
der Präparandenlehrer und Präparanden geübt und ge⸗ 
pflegt werden, damit für den richtigen Gedanken auch der 
adäquate Ausdruck zu Gebote ſtehe. 

Im Rechnen iſt Gewandtheit und Sicherheit, im Kopf 
rechnen in den vier Spezies mit ganzen Zahlen und mit 
gemeinen Brüchen vermißt worden. Dagegen waren die 
Leiſtungen im Rechnen mit Dezimalen befriedigender. Ein⸗ 
ſicht, Verſtändniß und geſchickte Löſung bei den bürger⸗ 
lichen Rechnungsarten (ſelbſt bei einfachen Regel de tri— 
Aufgaben) trat nur vereinzelt in genügender Weiſe auf. 
Die Präparandenlehrer müſſen hier den bezüglichen 


eiſungen der Allgemeinen Beſtimmungen genau nach— 
kommen. 


E. In den Elementen der Planimetrie, Flächen- und Raum⸗ 
berechnungen wollten einige Präparanden gar keinen Un⸗ 
terricht erhalten haben! 

In der Geſchichte trat nicht überall ausreichende Sicher: 
heit des Wiſſens in Bezug auf die Hauptdata hervor; 
und die großen Ereigniſſe der legtvergangenen Jahre wur: 
den kaum durch einige Namen und Daten gekennzeichnet. 

In der Geographie und Naturgeſchichte trat aus den ſpo⸗ 

radiſchen Keuntniſſen der Präparanden nicht hervor, daß fie 

einen ſorglich geordneten, die Sache klar und ſcharf erfaſſen⸗ 
den Unterricht empfangen hatten. Eine gedächtnißmäßige 

Aneignung von Namen und Einzelheiten ohne auf An⸗ 

ſchauung begründete klare Vorſtellung entbehrt der noth⸗ 

wendigen fundamentalen Grundlage zu einem feſten Aufbau. 

Alle Präparanden müſſen einen wohl überlegten Gang im 

Schreibunterrichte durchmachen und ſich täglich hierin üben, 

damit die Klagen über ungefällige Handſchriften immer 

mehr zurücktreten. 

I. Ganz ungenügend waren die Leiſtungen im Turnen. Von 
25 Prüflingen hatten z. B. nur 5 überhaupt darin Un⸗ 
terricht erhalten und nur Einer genügte den Forderungen! 

In der Muſik iſt eine einfache aber gründliche Einwei⸗ 
ſung in die allgemeine Muſiklehre allſeitig vermißt wor⸗ 
den. Im Geſange iſt den Anforderungen der Allgemei⸗ 

nen Beſtimmungen nur ſelten annährend genügt worden. 
Dabei machen wir die Präparandenlehrer ernſtlich darauf 
aufmerkſam, die in der Mutation befindlichen Stimmen 
ihrer Zöglinge nicht durch unaugemefjene Forderungen 
zu ſchädigen. 

Choralmelodien und Volkslieder, die ſchon in der Schule 
ſicher eingeübt ſein ſollten, wurden unſicher und ohne 
Stimmbildung geſungen. 

Auf dem Klaviere vermochten nur Wenige die Tonlei⸗ 
tern geläufig mit richtigem Fingerſatze, auf der Geige mit 
feſtem Striche und richtiger Bogenhaltung zu ſpielen. 
Ebenſo gelang es nur Einzelnen, kleine leichte Stücke feh⸗ 
lerlos und taktmäßig vom Blatte abzuſpielen. 

Vorübungen im Orgelſpiele waren bei vielen garnicht 
gemacht worden und Diejenigen, welche Orgelübungen ge⸗ 
macht hatten, genügten nicht den Anforderungen. 

Indem wir hier dieſe Zuſammenſtellung der bei den Auf⸗ 

nahmeprüfungen hervorgetretenen Mängel zur aufmerkſamſten 

Beſeitigung für die Präparandenlehrer zuſammengeſtellt haben, 

ſind wir uns wohl bewußt, daß die Anforderungen, welche im 

Intereſſe einer tüchtigen Lehrerbildung an die künftigen Semi: 

nariſten geſtellt werden müſſen, nicht leicht zu erwerben und für 

die Lehrer eine mühevolle Aufgabe ſtellen, aber es handelt ſich 
hier um das hohe Ziel, unſerer theuren Jugend Lehrer heran⸗ 
zubilden, die kenntnißreich und geſinnungstüchtig ihre große Auf⸗ 
gabe erfolgreich zu löſen im Stande ſind. Und hieran in dop⸗ 
pelter Weiſe mitgearbeit zu haben, muß für die Präparanden⸗ 
bildner ein erhebendes Bewußtſein bleiben. Wir aber haben 
durch die obige Zuſammenſtellung nur ihnen helfend zur Seite 
ſtehen und die Geſichtspunkte von Neuem hervorheben wollen, 
auf die fie ihre Aufmerkſamkeit zu lenken haben, um die ge: 
ſteckten Ziele um ſo ſicherer zu erreichen. 7 
Königliche Regierung. 
5 Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
n 


ſämmtliche Herren Kreisſchulinſpektoren 
des dieſſeitigen Regierungsbezirkes. 


5 
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Verfügung des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths, das Diszipli⸗ 


nar⸗Verfahren bei Dienſtvergehen der Superintendenten, Geiſtli⸗ 


chen und niederen Kirchendiener betreffend. Vom 24. Mai 1876. 


Berlin, den 24. Mai 1876. 
Nach Vorſchrift des §. 7 Nr. 6 der Generalſynodal-Ord⸗ 
nung vom 20. Januar 1876 ſollen bis zur anderweiten fir 
chengeſetzlichen Regelung der Disziplinargewalt bei Dienſtver⸗ 
gehen der Superintendenten, Geiſtlichen und niederen Kirchen⸗ 
diener auf das förmliche Disziplinar-Verfahren, ſowie auf die 
vorläufige Dienſtenthebung die Beſtimmungen der 88.22, 23 


Nr. 1, 24, 27, 28, 31 bis 45, und 48 bis 54 des Geſetzes 


vom 21. Juli 1852 (G.⸗S. S. 465) mit der Maßgabe zur 
Anwendung kommen, daß die in dem genannten Geſetze dem 
Disziplinarhofe und den Provinzial-Behörden beigelegten Be: 
fugniffe von den Provinzial-Konſiſtorien nach den für das Ver⸗ 
fahren bei den Provinzial-Behörden vorgeſchriebenen Beſtim⸗ 
mungen zu üben ſind, die dem Disziplinarhof beigelegte gut⸗ 
achtliche Thätigkeit fortfällt und die Zuſtändigkeiten des Mini⸗ 
ſterial⸗ beziehungsweiſe Staats» Miniiterialreffortes dem Evan⸗ 
geliſchen Ober⸗Kirchenrathe zukommen. 

In Folge dieſer Uebertragung von Beſtimmungen des 
ſtaatlichen Geſetzes über das förmliche Disziplinar- Verfahren 
auf das kirchliche Gebiet iſt nunmehr auch auf dieſem ein nach 
den Grundſätzen des Anklage-Prozeſſes und der Mündlichkeit 
geordnetes Unterſuchungs-Verfahren zur Einführung gelangt. 
Die entſcheidende Disziplinar-Behörde iſt bei Prüfung der er⸗ 
hobenen Beweiſe fortan nicht mehr an die in der Kriminal- 
Ordnung vom 11. Dezember 1805 aufgeſtellten Beweisregeln 
gebunden, die Grundlagen für ihr Urtheil über die Schuldfra= 
gen bilden nicht mehr allein die ſchriftlichen Unterſuchungs⸗Ver⸗ 
handlungen, und in das Verfahren tritt ein Vertreter der An⸗ 
klage mit der amtlichen Verpflichtung ein, das öffentliche In— 
tereſſe bei den zu fällenden Disziplinar⸗Entſcheidungen wahrzu⸗ 
nehmen, zu welchem Behufe denſelben die Befugniß zur Eins 
legung der Berufung gegen die erſtinſtanzliche Entſcheidung bei⸗ 
gelegt iſt. 

So bieten ſich in dem neu geordneten Verfahren vollſtän⸗ 
diger wie bisher die Mittel dar, um zu einer der Sachlage und 
dem Rechte entſprechenden Erledigung der Disziplinarſachen zu 
gelangen. 

Die Normen, deren es für die Ausführung bedarf, ſind 
theils durch die auf das kirchliche Gebiet übertragenen Vorſchrif⸗ 
ten des Disziplinar⸗Geſetzes ſelbſt, theils durch die ihre kirch⸗ 
liche Anwendung regelnden Beſtimmungen der Generalſynodal⸗ 
Ordnung a. a. O. genügend beſtimmt, ſo daß ſchon deshalb 
von dem Erlaſſe einer Ausführungs⸗Inſtruktion abgeſehen wor⸗ 
den iſt. Doch halten wir für angemeſſen, der Beachtung des 
Königlichen Konſiſtoriums die folgenden Bemerkungen zu em⸗ 
pfehlen. 


Wie die Generalſynodal-Ordnung a. a. O. ausdrücklich er: or E 5 
1 N 9 förmliche Disziplinar⸗Verfahren und die vorläufige Dienſtenthe⸗ 


klärt, und wie aus dem Inhalte der von ihr bezeichneten Pa⸗ 
ragraphen des Disziplinar-Geſetzes hervorgeht, bezieht ſich die 
in dem kirchlichen Gebiete eintretende Neuerung nur auf das 
förmliche Disziplinar-Verfahren und die vorläufige 
Dienſtenthebung. Es verbleibt daher ſowohl das die Dienſt⸗ 
vergehen und deren Strafen betreffende materielle Disziplinar⸗ 
recht, als auch das Verfahren bei den im Dienſtaufſichtswege 
aufzuerlegenden Rügen und Ordnungsſtrafen in unveränderter 
Geltung. 


se) Deutſche Schulgeſetz⸗Samml. Jahrg. 1876 Nr. 23 u. ff. 
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Die angeordnete Veränderung des Verfahrens greift ferner 
nur Platz bei den Dienſtvergehen der Superintenden⸗ 


ten, Geiſtlichen und niederen Kirchendiener ($. 556 II. 


Anwendung dieſes Geſetzes zum Ausdrucke bringt. 


II A. L.⸗R., §. 138 der Rheiniſch-⸗Weſtfäliſchen Kirchenordnung). 


Sie findet demnach weder bei Pflichtverletzungen der Aelteſten, 
noch dann Anwendung, wenn ein Geiſtlicher, welcher wegen 
Krankheit, Schwachheit oder Alters ſein Amt nicht mehr gehö— 


rig verwalten kann, der Emeritirung widerſpricht und damit 


das auf Feſtſetzung der letzteren gerichtete Verfahren herbeiführt. 

Die Disziplinar-Behörden des neuen Verfahrens ſind 
die Provinzial-Konſiſtorien und der Evangeliſche Ober-Kirchen⸗ 
rath. Eine dem Disziplinarhofe des Staatsgeſetzes analoge 
beſondere Behörde iſt in das kirchliche Verfahren nicht einge⸗ 
führt; es fällt demnach hier die in dem Staatsgeſetze gemachte 
Unterſcheidung eines Verfahrens vor dem Disziplinarhofe und 
vor den Provinzial-Behörden weg und die Verhandlung erfolgt 


in dem einheitlichen Verfahren, welches ſich aus den im §. 7 


Nr. 6 der Generalſynodal-Ordnung bezeichneten Paragraphen 
des Staatsgeſetzes ergiebt. Hierbei fungiren die Provinzial⸗ 
Konſiſtorien durchweg als Disziplinar-Behörden erſter Inſtanz 
und üben inſoweit auch die dem Disziplinarhofe beigelegten 
Befugniſſe, jedoch mit der Beſchränkung, daß die Verfügung 
der Einleitung des förmlichen Disziplinar- Verfahrens immer 
von der oberſten Inſtanz ausgehen muß. Dieſe Beſchränkung 
iſt in der Generalſynodal-Ordnung a. a. O. dadurch zum Aus⸗ 
druck gebracht worden, daß aus dem F. 23 des ſtaatlichen Dis⸗ 
ziplinar= Gefeges nur die Nummer 1 auf das kirchliche Verfah⸗ 
ren übertragen iſt. 2 

Die im S. 68 Nr. 6 der Kirchengemeinde: und Synodal— 


Ordnung vom 10. September 1873 begründete Zuziehung des 


Provinzialſynodal-Vorſtandes in Fällen, wo das Kon⸗ 
ſiſtorium gegen einen Geiſtlichen wegen Irrlehre die erſtinſtanz⸗ 
liche Entſcheidung zu fällen hat, erfährt durch das neue auf 
der Generalſynodal-Ordnung a. a. O. beruhende Disziplinar— 
Verfahren keine Aenderung: nur die Theilnahme dieſes Vor⸗ 


ſtandes an dem auf Einleitung des Verfahrens gerichteten Kon— 


ſiſtorialbeſchluſſe iſt durch die eben erwähnte Beſtimmung in 
Wegfall gekommen, welche die Zuſtändigkeit zu dieſem Beſchluſſe 
den Provinzial-Behörden überhaupt entzogen und auf die Zen: 
tral: Behörde übertragen hat. Die Theilnahme des Vorſtan⸗ 
des der Generalſynode an den vom Evangeliſchen Ober⸗ 
Kirchenrathe zu fällenden zweitinſtanzlichen Entſcheidungen in 
Disziplinar⸗Unterſuchungen der bezeichneten Art (Generalſyno⸗ 
dal⸗Ordnung §. 36 Nr. 1) kann erſt von dem Zeitpunkte an in 
Wirkſamkeit treten, wo die erſte ordentliche Generalſynode einen 
ſolchen Vorſtand gebildet haben wird (Generalſynodal-Ord— 
nung $. 21). 

An dieſe Bemerkungen ſchließen wir eine vollſtändige Zu⸗ 
ſammenſtellung der geſetzlichen Beſtimmungen an, 
welche zufolge der Generalſynodal⸗Ordnung 8. 7 Nr. 6 für das 


bung nunmehr Geltung haben. Wir beabſichtigen damit denen, 
die es angeht, die Orientirung in dem Inhalte der neuen Ordnung 
thunlichſt zu erleichtern. Die Faſſung der Generalſynodal-Ord⸗ 
nung a. a. O. kommt dieſem Bedürfniſſe nicht entgegen, indem 
fie einerſeits die auf das kirchliche Gebiet übertragenen Vor— 
ſchriften des ſtaatlichen Disziplinar-Geſetzes nur durch Verwei⸗ 
ſung auf die ziffermäßig bezeichneten Paragraphen des letzteren 
kenntlich macht und andererſeits die kirchlichen Modifikationen 
derſelben nur in der Form von Maßgaben für die kirchliche 
Deshalb 
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haben wir es für nöthig befunden, den Text der Paragraphen 


des Geſetzes mit den aus den ertheilten Maßgaben hervorge- 


henden einzelnen Veränderungen zu einem Ganzen zu verbin⸗ 
den und für den kirchlichen Gebrauch überſichtlich zuſammen zu 
ſtellen, wie folgt: 


Beſtimmungen über das förmliche Disziplinar-Ver⸗ 


fahren und die vorläufige Dienſtenthebung auf Grund 
der Generalſynodal-Ordnung 8. 7, Nr. 6. 
J. Beſtimmungen über das förmliche Disziplinar⸗Verfahren. 
(88. 22, 23 Nr. 1, 24, 27, 28, 31 bis 45 des Geſetzes vom 
; 21. Juli 1852.) 


Art. 1. (F. 22.) Der Entfernung aus dem Amte muß 


ein förmliches Disziplinar-Verfahren vorhergehen. Daſſelbe be⸗ 


ſteht in der von einem Kommiſſare zu führenden schriftlichen 
Vorunterſuchung und in einer mündlichen Verhandlung nach 
den folgenden näheren Beſtimmungen. 

Art. 2. (§. 23 Nr. 1.) Die Einleitung des Disziplinar⸗ 
Verfahrens wird verfügt und der Unterſuchungs-Kommiſſar er⸗ 
nannt von dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrathe. 

Iſt jedoch Gefahr im Verzuge, ſo kann dieſe Verfügung 
und Ernennung vorläufig von dem Vorſitzenden des Provin⸗ 
zial⸗Konſiſtoriums ausgehen. Es iſt alsdann die Genehmigung 
des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths einzuholen, und, ſofern 
dieſelbe verſagt wird, das Verfahren einzuſtellen. 

Art. 3. (F. 24.) Die entſcheidenden Disziplinar-Behör⸗ 
den erſter Inſtanz ſind die Provinzial⸗Konſiſtorien, ein jedes 
derſelben in Anſehung der zu ſeinem Auffſichtskreiſe gehörenden 
Superintendenten, Geiſtlichen und niederen Kirchendiener. 

Art. 4. (5. 27.) Für den Fall, daß bei dem zuſtändigen 
Konſiſtorium die beſchlußfähige Anzahl von Mitgliedern nicht 
vorhanden iſt, tritt ein anderes durch den Evangeliſchen Ober⸗ 
Kirchenrath ſubſtituirtes Provinzial » Konſiſtorium an deſſen 
Stelle. Daſſelbe findet ſtatt, wenn auf den Antrag des Ver⸗ 
treters der Anklage oder des Angeſchuldigten das Vorhanden— 
jein von Gründen anerkannt wird, aus welchen die Unbefan⸗ 
genheit des zuſtändigen Konſiſtoriums bezweifelt werden kann. 

Art. 5. (F. 28.) Streitigkeiten über die Kompetenz der 
Konſiſtorien als Disziplinar⸗Behörden werden von dem Evan⸗ 
geliſchen Ober⸗Kirchenrathe entſchieden. 

Art. 6. (. 31.) Bei den Konſiſtorien werden die Diszi⸗ 
plinarſachen in Plenar⸗Sitzungen erledigt, an welchen minde⸗ 
ſtens drei ſtimmberechtigte Mitglieder Theil nehmen müſſen. 
In dieſen Plenar⸗ Sitzungen nehmen an der Erledigung der 
Disziplinarſachen nur die etatsmäßigen Mitglieder und dieje⸗ 
nigen Theil, welche eine etatsmäßige Stelle verſehen. 

6 Art. 7. (F. 32.) In der Vorunterſuchung wird der An⸗ 
geſchuldigte unter Mittheilung der Anſchuldigungspunkte vorge⸗ 
laden und, wenn er erſcheint, gehört; es werden die Zeugen 
eidlich vernommen und die zur Aufklärung der Sache dienen⸗ 
den ſonſtigen Beweise herbeigeſchafft. 

Die Verrichtungen des Vertreters der Anklage werden durch 
einen Beamten ausgeübt, welchen der Cvangeliſche Ober⸗Kir⸗ 
chenrath ernennt. 5 
8 Bei der Vernehmung des Angeſchuldigten und dem Ver⸗ 
böre der Zeugen iſt ein vereideter Protokollführer zuzuziehen. 

Art. 8. (5. 33.) Der Cvangeliſche Ober-Kirchenrath iſt 


ermächtigt mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung, 


das fernere Verfahren einzuftellen und geeigneten Falles nur 
eine Ordnungsſtrafe zu verhängen. 

Iſt das zuſtändige Konſiſtorium der Anſicht, daß das fer- 
nere Verfahren einzustellen ſei, jo muß daſſelbe darüber an den 


| 
| 
| 


als Vertheidigers bedienen. 


Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath zu deſſen Beſchlußnahme be: 
richten. 

In beiden Fällen erhält der Angeſchuldigte Ausfertigung 
des darauf bezüglichen, mit Gründen zu unterſtützenden Be⸗ 
ſchluſſes. 

Art. 9. (§. 34.) Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, 
ſo wird nach Eingang einer von dem Vertreter der Anklage 


anzufertigenden Anſchuldigungsſchrift der Angeſchuldigte unter 


abſchriftlicher Mittheilung dieſer Anſchuldigungsſchrift zu einer 
von dem Vorſitzenden des Konſiſtoriums zu beſtimmenden Sit⸗ 
zung zur mündlichen Verhandlung vorgeladen. 

Art. 10. ($. 35.) Bei der mündlichen Verhandlung, welche 
in nicht öffentlicher Sitzung ſtattfindet, giebt zuerſt ein von dem 
Vorſitzenden des Konſiſtoriums aus der Zahl der Mitglieder 
deſſelben ernannter Referent eine Darſtellung der Sache, wie 
ſie aus den bisherigen Verhandlungen hervorgeht. 

Der Angeſchuldigte wird vernommen. 

Es wird darauf der Vertreter der Anklage mit ſeinem Vor— 
und Antrage, und der Angeſchuldigte mit ſeiner Vertheidigung 
gehört. 

Dem Angeſchuldigten ſteht das letzte Wort zu. 

Art. 11. (§. 36.) Wenn das Konſiſtorium auf den Anz 
trag des Angeſchuldigten oder des Vertreters der Anklage, oder 
auch von Amtswegen die Vernehmung eines oder mehrerer Zeu⸗ 
gen, ſei es durch einen Kommiſſar oder mündlich vor dem 
Konſiſtorium ſelbſt, oder die Herbeiſchaffung anderer Mittel zur 
Aufklärung der Sache für angemeſſen erachtet, ſo erläßt es die 
erforderliche Verfügung und verlegt nöthigenfalls die Fortſet⸗ 
zung der Sache auf einen anderen Tag, welcher dem Angeſchul⸗ 
digten bekannt zu machen iſt. 

Art. 12. ($. 37.) Der Angeſchuldigte, welcher erſcheint, 
kann ſich des Beiſtandes eines Advokaten oder Rechtsanwaltes 
Der nicht erſcheinende Angeſchul⸗ 
digte kann ſich durch einen Advokaten oder Rechtsanwalt ver⸗ 
treten laſſen. Dem Konſiſtorium ſteht es jedoch jederzeit zu, 
das perſönliche Erſcheinen des Angeſchuldigten unter der War⸗ 
nung zu verordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Vertheidi⸗ 
ger zu ſeiner Vertretung nicht werde zugelaſſen werden. 

Art. 13. (§. 38.) Bei der Entſcheidung hat das Konſiſto⸗ 
rium, ohne an poſitive Beweisregeln gebunden zu ſein, nach 
ſeiner freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Verhandlungen 
und Beweiſe geſchöpften Ueberzeugung zu beurtheilen, in wie 
weit die Anſchuldigung für begründet zu erachten. 

Die Entſcheidung kann auch auf eine bloße Ordnungs⸗ 
ſtrafe lauten. 

Die Entſcheidung, welche mit Gründen verſehen ſein muß, 
wird in der Sitzung, in welcher die mündliche Verhandlung 
beendigt worden ift, oder in einer der nächſten Sitzungen ver: 
kündigt und eine Ausfertigung derſelben dem Angeſchuldigten 
auf ſein Verlangen ertheilt. 2 

Art. 14. ($. 39.) Ueber die mündliche Verhandlung wird 
ein Protokoll aufgenommen, welches die Namen der Anweſen⸗ 
den und die weſentlichen Momente der Verhandlung enthalten 
muß. Das Protokoll wird von dem Vorſitzenden und dem 
Protokollführer unterzeichnet. 

Art. 15. (F. 40.) Das Rechtsmittel des Einſpruches (Re⸗ 
ſtitution oder Oppoſition) findet nicht ſtatt. 

Art. 16. (§. 41.) Gegen die Entſcheidung ſteht die Be⸗ 
rufung an den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath ſowohl dem Ber: 
treter der Anklage, als dem Angeſchuldigten offen. 
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Art. 17. (§. 42.) Die Anmeldung der Berufung geſchieht 
zu Protokoll oder ſchriftlich bei dem Konſiſtorium, welches die 
anzugreifende Entſcheidung erlaſſen hat. Von Seiten des Ange- 
ſchuldigten kann ſie auch durch einen Bevollmächtigten geſchehen. 

Die Friſt zu dieſer Anmeldung iſt eine vierwöchentliche, 
welche mit dem Ablaufe des Tages, an welchem die Entſchei⸗ 
dung verkündigt worden iſt, und für den Angeſchuldigten, wel⸗ 
cher hierbei nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tages beginnt, 
an welchem ihm die Entſcheidung zugeſtellt worden iſt. 

Art. 18. (S. 43.) Zur ſchriftlichen Rechtfertigung der Be⸗ 
rufung ſteht demjenigen, der dieſelbe rechtzeitig angemeldet hat, 
eine fernere vierzehntägige Friſt offen. 

Dieſe Friſt kann auf den Antrag des Appellanten angemeſ⸗ 
ſen verlängert werden. 

Neue Thatſachen, welche die Grundlage einer anderen Be- 
ſchuldigung bilden, dürfen in zweiter Inſtanz nicht vorgebracht 
werden. 

Art. 19. (§. 44.) Die Anmeldung der Berufung und die 
etwa eingegangene Appellationsſchrift wird dem Appellaten in 
Abſchrift zugeſtellt, oder dem Vertreter der Anklage, falls er Ap⸗ 
pellat iſt, in Urſchrift vorgelegt. 

Innerhalb vierzehn Tagen nach erfolgter Zuſtellung oder 
Vorlegung kann der Appellat eine Gegenſchrift einreichen. 

Dieſe Friſt kann auf den Antrag des Appellaten angemeſ⸗ 
ſen verlängert werden. 

Art. 20. (§. 45.) Nach Ablauf der im Art. 19 beſtimm⸗ 
ten Friſt werden die Akten an den Evangeliſchen Ober-Kirchen⸗ 
rath eingeſandt. 

Der Evangeliſche Ober⸗Kirchenrath beſchließt auf den Vor⸗ 
trag eines von dem Vorſitzenden ernannten Referenten. 

Er kann die zur Aufklärung der Sache etwa erforderlichen 
Verfügungen erlaſſen. Er kann auch eine mündliche Verbands 
lung anordnen, zu welcher der Angeſchuldigte vorzuladen und 
ein Vertreter der Anklage zuzuziehen iſt. Der letztere wird in 
dieſem Falle von dem Vorſitzenden des Evangeliſchen Ober⸗ 
Kirchenraths ernannt. 

II. Beſtimmungen über die vorläufige Dienſtent⸗ 
hebung. 
($$. 48 bis 54 des Geſetzes vom 21. Juli 1852.) 

Art. 21. (§. 48.) Die Suſpenſion eines Superintenden⸗ 
ten, Geiſtlichen und niederen Kirchendieners vom Amte tritt 
kraft des Geſetzes ein: 

1) wenn in einem gerichtlichen Strafverfahren feine Ver⸗ 
haftung beſchloſſen, oder gegen ihn ein noch nicht rechts— 
kräftig gewordenes Urtheil erlaſſen iſt, welches auf den 
Verluſt des Amtes lautet, oder dieſen kraft des Gefet: 
zes nach ſich zieht; 

2) wenn im Disziplinar-Verfahren eine noch nicht rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung ergangen iſt, welche auf Dienſt⸗ 
entlaſſung lautet. 

Art. 22. (5. 49.) In dem im vorhergehenden Paragra⸗ 
phen unter Nr. 1 vorgeſehenen Falle dauert die Suſpenſion 
bis zum Ablaufe des zehnten Tages nach Wiederaufhebung des 
Verhaftungsbeſchluſſes oder nach eingetretener Rechtskraft desjeni⸗ 
gen Urtheils höherer Inſtanz, durch welches der angeſchuldigte 
Beamte zu einer anderen Strafe als der bezeichneten verur⸗ 
theilt wird. 

Lautet das rechtskräftige Urtheil auf Freiheitsſtrafe, ſo 
dauert die Suſpenſion, bis das Urtheil vollſtreckt iſt. Wird 
die Vollſtreckung des Urtheils, ohne Schuld des Verurtheilten, 
aufgehalten oder unterbrochen, ſo tritt für die Zeit des Aufent⸗ 
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haltes oder der Unterbrechung eine Gehaltsverkürzung (Art. 24) 
nicht ein. Daſſelbe gilt für die im erſten Abſatze dieſes Para⸗ 
graphen erwähnte Zeit von zehn Tagen, wenn nicht vor Ab— 
lauf derſelben die Suſpenſion vom Amte im Wege des Diszi⸗ 
plinar⸗Verfahrens beſchloſſen wird. 

In dem Art. 21 unter Nr. 2 erwähnten Falle dauert die 
Suſpenſion bis zur Rechtskraft der in der Disziplinarſache er⸗ 
gehenden Entſcheidung. 

Art. 23. (F. 50.) Die zur Einleitung der Disziplinar⸗Un⸗ 
terſuchung ermächtigte Behörde kann die Suſpenſion, ſobald ge⸗ 
gen den Beamten ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet, oder 
die Einleitung einer Disziplinar-Unterſuchung verfügt wird, 
oder auch demnächſt im ganzen Laufe des Verfahrens bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung verfügen. 


Art. 24. (S. 51.) Der ſuſpendirte Beamte behält wäh⸗ 
rend der Suſpenſion die Hälfte ſeines Dienſteinkommens. 

Auf die für Dienſtunkoſten beſonders angeſetzten Beträge iſt 
bei Berechnung der Hälfte des Dienſteinkommens keine Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. 

Der innebehaltene Theil des Dienſteinkommens iſt zu den 
Koſten, welche durch die Stellvertretung des Angeſchuldigten 
verurſacht werden, der etwaige Reſt zu den Unterſuchungskoſten 
zu verwenden. Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretungs⸗ 
koſten zu leiſten iſt der Beamte nicht verpflichtet. 

Art. 25. (§. 52.) Der zu den Koſten (Art. 24) nicht 
verwendete Theil des Einkommens wird dem Beamten nicht 
nachgezahlt, wenn das Verfahren die Entfernung aus dem 
Amte zur Folge gehabt hat. 

Erinnerungen über die Verwendung des Einkommens ſte— 
hen dem Beamten nicht zu; wohl aber iſt ihm auf Verlangen 
eine Nachweiſung über dieſe Verwendung zu ertheilen. 

Art. 26. (5. 53.) Wird der Beamte freigeſprochen, fo 
muß ihm der innebehaltene Theil des Dienſteinkommens voll⸗ 
ſtändig nachgezahlt werden. 

Wird er nur mit einer Ordnungsſtrafe belegt, ſo iſt ihm 
der innebehaltene Theil ohne Abzug der Stellvertretungskoſten 
nachzuzahlen, ſo weit derſelbe nicht zur Deckung der Unterſu⸗ 
chungskoſten und der Ordnungsſtrafe erforderlich iſt. 

Art. 27. (§. 54.) Wenn Gefahr im Verzuge iſt, kann 
einem Beamten auch von ſolchen Vorgeſetzten, die feine Su⸗ 
ſpenſion zu verfügen nicht ermächtigt ſind, die Ausübung der 
Amtsverrichtungen vorläufig unterſagt werden; es iſt aber da⸗ 
rüber ſofort an die höhere Behörde zu berichten. 

Das Königliche Konſiſtorium veranlaſſen wir, dieſen unſe⸗ 
ren Erlaß in Seinem Amtsblatte zu veröffentlichen und dem⸗ 
ſelben gemäß bei Ausführung des §. 7, Nr. 6, der Generalſy⸗ 
nodal⸗Ordnung zu verfahren. 

Evangeliſcher Ober-Kirchenrath. 


Herrmann. 
An 
die Königlichen Konſiſtorien der acht alten Provinzen. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Schleswig, die Anrech⸗ 
nung der Einnahmen aus kirchlichen Nebenämtern auf die Leh⸗ 
rerbeſoldung betreffend. Vom 30. Dezember 1876. 

Schleswig, den 30. Dezember 1876. 
Dem von Ihnen in Gemeinſchaft mit den beiden übrigen 
Mitgliedern des Vorſtandes des ſchleswig-holſteiniſchen Lehrer⸗ 
vereins an uns gerichteten Antrage vom 17. d. M., daß die 
Einnahmen der Lehrer aus kirchlichen Nebenämtern nicht auf 
die Lehrerdotationen eingerechnet, ſondern ſämmtliche Lehrerſtel⸗ 
len ohne Rückſicht auf eine etwaige Verbindung mit kirchlichen 
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Bedienungen, ihrer Aufgabe angemeſſen dotirt werden möchten, 
vermögen wir, wenigſtens in dieſer Allgemeinheit, nicht ſtatt⸗ 
zugeben. 

Bei der in den letzten Jahren ſtattgehabten Regulirung der 
Beſoldung ſämmtlicher Volksſchullehrerſtellen der hieſigen Pro- 
vinz iſt in Betreff der mit kirchlichen Aemtern verbundenen Leh⸗ 
rerſtellen der Grundſatz leitend geweſen, welcher, wie ſchon frü- 
her, ſo namentlich auch neuerdings wieder in der im Zentral⸗ 
blatte für die geſammte Unterrichts-Verwaltung de 1875 S. 45 
abgedruckten Zirkular⸗Verfügung des Herrn Miniſters der geiſt⸗ 
lichen ꝛc. Angelegenheiten vom 31. Mai v. J.“) Ausdruck ge⸗ 
funden hat und allen Provinzial-Regierungen zur Nachachtung 
mitgetheilt iſt, der Grundſatz, daß bei Feſtſtellung des Dienſt⸗ 
einkommens einer mit kirchlichen Aemtern verbundenen Lehrer: 
ſielle kein Theil des Einkommens außer Betracht bleiben darf, 
ſondern zu erwägen iſt, ob im einzelnen Falle das Geſammt⸗ 
dienſteinkommen, gleichviel aus welcher Quelle daſſelbe fließt, 
dem Stelleninhaber ein den konkreten Verhältniſſen entſprechen⸗ 
des Auskommen ſichert, dabei aber allerdings der durch die 
Vereinigung von Lehrerſtellen mit kirchlichen Aemtern beding⸗ 
ten Mehrarbeit gebührend Rechnung zu tragen iſt. 

Hiernach iſt einestheils da, wo die Einnahmen aus der 
Kirchenbedienung der damit verbundenen Mühwaltung nicht zu 
entſprechen ſchien, auf eine Erhöhung dieſer Einnahme bei der 
Vertretung der kirchlichen Gemeinde hinzuwirken verſucht, und 
die Schulgemeinde zur auskömmlichen Beſoldung ihrer Lehrer— 
ſtelle angehalten, anderntheils da, wo die Einkünfte der kirch— 
lichen Aemter ſo erheblich waren, daß die Geſammtdotation 
der kombinirten Stelle ungeachtet einer an ſich ungenügenden 
Beſoldung der Lehrerſtelle unſeres Erachtens den konkreten Ver⸗ 
hältniſſen entſprach, von dem Verlangen einer Erhöhung der 
Lehrerdotation Seitens der Schulgemeinde abgeſehen. Immer 
bat aber auch bei der Beſoldungs-Regulirung für dieſe Lehrer⸗ 
ſtellen auf die größere oder geringere Leiſtungsfähigkeit der Ge⸗ 
meinden beſondere Rückſicht genommen werden müſſen. 

Von dieſen Grundſätzen, Ihrem Antrage entſprechend, ab⸗ 
zuweichen, ſind wir um ſo weniger in der Lage, als die von 
Ihnen ausgeſprochene Befürchtung, es werde in Zukunft der 
Zudrang zu den mit einem Kirchenamte kombinirten Lehrerſtel⸗ 
len abnehmen und die Pflege des Orgelſpieles von den ange⸗ 
benden Lehrern vernachläſſigt werden, uns nicht begründet er⸗ 
ſcheint, da jene Stellen in der Regel auch jetzt noch zu den 
beſidotirten gehören, wenn auch der früher erheblichere Unter⸗ 
ſchied in der Beſoldung dieſer Stellen und der einfachen Lehrer⸗ 
ſtellen ſelbſtverſtändlich nach der in letzterer Zeit angeſtrebten 
allgemeinen Verbeſſerung der Dotation aller Lehrerſtellen ge⸗ 
Finger werden muß. 

Vielmehr muß es im einzelnen Falle dem Inhaber einer 
kombinirten Stelle, welcher die mit der Verwaltung der kirchlichen 
Aemter verbundenen Mühwaltung bei der ſtattgehabten Beſol⸗ 
dungs⸗Regulirung nicht genügend berückſichtigt glaubt, überlaſ⸗ 
fen werden, ſich wegen Erhöhung der für ſeine Stelle normir⸗ 
ten Geſammtdotation an uns zu wenden. 

Königliche Regierung. 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Gehrmann. 
Hamfeldt. 


An 
den Vorſtand des ; Re 
N des ſchleswig⸗holſteiniſchen 
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Ferienordnung für die Volksſchulen des Regierungsbezirks Arns- 
berg. Vom 10. Dezember 1875. 

Unter Aufhebung der bezüglichen früheren Beſtimmungen 
und der ſeitherigen örtlichen Obſervanzen wird über die ſchul⸗ 
freie Zeit in den Volksſchulen Folgendes feſtgeſetzt: 

1. Außer den Sonntagen und den anerkannten kirchli⸗ 
chen Feittagen*) der beiden chriſtlichen Konfeſſionen 
ſind die Nachmittage der Mittwoche und Sonnabende des 
ganzen Jahres ſchulfrei. 

Ob und inwieweit die ſchulfreien Nachmittage bei 
einzelnen Volksſchulen für den Unterricht im Turnen, 
in den weiblichen Handarbeiten oder in der Obſtbaum⸗ 
kultur zu verwenden ſind, wird in dem von dem zuſtän⸗ 
digen Kreisſchulinſpektor zu genehmigenden Stundenplane 
jeder Schule beſtimmt. Bei Fabrikſchulen, ſowie bei 
Schulen mit halbtags- oder ſonſt getrennten 
Abtheilungs-Unterricht bleibt für jeden einzelnen 
Fall unſere beſondere Beſtimmung über die ſchulfreien Nach: 
mittage vorbehalten. 

2. Zu Weihnachten iſt die Zeit vom 24. Dezember (Heilig: 
abend) incl. bis Neujahr ſchulfrei 

3. Die Oſterferien dauern von Gründonnerſtag bis zum 
nächſten Mittwoch einſchließlich. 

4. Zu Pfingſten ſind der Sonnabend vor dem Feſte und 
die Tage bis Mittwoch nach dem Feſte incl. ſchulfrei. 

5. Schulfrei find ferner 

a. Der Geburtstag Sr. Majeſtät des Kaiſers und 
Königs, und der Sedantag (2. September), beide 
jedoch erſt nach Abhaltung der Schulfeier; 

b. die für die regelmäßigen und außerordentlichen Leh⸗ 
rerkonferenzen von den zuſtändigen Vorgeſetzten 
beſtimmten ganzen oder halben Tage, jedoch nur 
für den Fall der perſönlichen Theilnahme 
des Lehrers; 

c. bei katholiſchen Schulen der Allerſeelentag (2. No: 
vember), ſofern die ortsübliche Feier die ganze oder 
theilweiſe Ausſetzung des Unterrichtes nöthig macht 
und der Ortsſchulvorſtand ſolche nach erhaltener Ge⸗ 
nehmigung des Kreisſchulinſpektors anordnet. 

6. Erreicht im Sommer die Hitze bis Vormittags 11 Uhr 
20 Grad Reaumur im Schatten, ſo fällt auf Anordnung 
des Ortsſchulvorſtandes der Nachmittagsunterricht aus. Der 
Lehrer (die Lehrerin) hat über die erfolgte Anordnung 
einen Vermerk im Schultagebuche zu machen. 

7. Außer den vorgenannten ſchulfreien Tagen hat jede Volks⸗ 
ſchule in jedem Sommerhalbjahre fünf Wochen 
Hauptferien. 

Dieſelben finden in zwei Abſchnitten als Sommer- und 
Herbſtferien oder wo örtliche Bedürfniſſe es nöthig ma⸗ 
chen, ohne Unterbrechung ſtatt. Bei Theilung der 

) Dieſe Feſttage find außer den unter 2, 3, 4 genannten drei höchſten 
Feſtzeiten 

a. für beide Konfeſſionen. 

1. Neujahr. 

2. Buß⸗ und Bettag (Mittwoch nach Jubilate). 

3. Chriſti Himmelfahrt. 

b. für die Katholiken allein: 

1. Epiphanien (Hl. drei Könige, 6. Januar). 

Mariä Reinigung (Lichtmeß, 2. Februar). 

„Mariä Verkündigung (25. März). 
nn Tag des Frohnleichnamsfeſtes (Tonuerſtag nach Dreifal- 
Peter und Paul (29. Juni). 


Allerheiligen (1. November). 
Mariä Empfängniß (8. Dezember). 


nem see 
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Anzeigen. 


Hauptferien findet der erſte Theil gegen die Mitte (Some 
merferien), der andere am Schluſſe des Sommerſemeſters 
(Herbſtferien) ſtatt. Sowohl die Herbſtferien wie die 
ungetheilten fünfwöchentlichen Hauptferien fallen inner: 
halb des Zeitraumes vom 3. September bis zum 15. 
Oktober. 

Im Uebrigen befindet über den Anfang wie über 
das Ende der Hauptferien innerhalb der Grenzen der 
gegenwärtigen Beſtimmungen der Kreislandrath nach 
Anhörung des Kreisſchulinſpektors. Bei den desfallſigen 
Feſtſetzungen, welche einheitlich für den ganzen Kreis zu 
treffen ſind, iſt auf dem Lande und in Städten mit 
überwiegend ländlicher Beſchäftigung auf die wirth 


ſchaftlichen Bedürfniſſe der Bevölkerung, namentlich der 


verſchiedenen Erntezeiten, in Städten mit nicht über⸗ 
wiegend ländlicher Beſchäftigung, auf die beſon⸗ 
deren Ortsverhältniſſe gebührende Rückſicht zu nehmen. 
.Der Landrath iſt befugt, auf den Antrag eines Ortsſchul⸗ 
vorſtandes die Hauptferien um 8 Tage zu verlängern, 
wenn ſolches ein durch die Ungunſt der Witterung her— 
beigeführter 
lich macht. 
. Außer den hiermit feſtgeſetzten Zeiten darf der Schulun- 
terricht tage- oder ſtundenweiſe weder vom Lehrer ohne 
beſondere Erlaubniß ausgeſetzt, noch von den Schulkin— 
dern ohne Dispenſation verſäumt werden. Unüberwindliche 


wirthſchaftlicher Nothſtand erforder: | 


Hinderniſſe, Schulunterricht zu ertheilen, hat der Lehrer 


dem nächſten Vorgeſetzten ohne Verzug anzuzeigen. 
Die Ferienzeit iſt von den Ortsſchulvorſtänden zur Aus⸗ 
führung der Schulhausreparaturen, zum Färben der Schul⸗ 


10. 


zimmer und zu anderen den Schulunterricht ſtörenden Ar 


beiten im Schulhauſe oder auf dem Schulgehöfte zu be— 
nutzen. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen treten ſofort in Kraft. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
Keßler. 


11. 


A. Vb. 4877. 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 
enthält in Nr. 9: Amtliches. Leitartikel: Die Gewerbe- und Fort⸗ 
bildungsſchulen. Korrespondenzen: Berlin (Verhandlungen im Abgeord⸗ 
netenhauſe über die Lehrer an den Strafanſtalten. Die höh. Lehranſtalten in 
der Provinz Poſen. Verhandlungen über den Etat des Kultusminiſteriums. 


Unterricht in weiblichen Handarbeiten. Petition der Stadtverordneten von « 


Aachen. Penfionsverhältniffe der Volksſchullehrer. Förſterſchulen. Prüfungs⸗ 
kommiſſion zu Hilchenbach. Leopold von Ranke); Breslau (Konfirmation der 


Kinder. Königl. Regierung); Halle (Entlaſſung der Kinder aus der Schule. 
Fortbildungsſchule); Alſen (Nordburger Schulangelegenheit); Dortmund (Kr.⸗ 


Berliner⸗Nachrichten. 


Vermiſch⸗ 
Erfurt. 


Lehrerkonferenz. Schreibmethode). 1 
tes: Tilſit. Potsdam. Höxter. Gründungen. 
Vakante⸗Lehrerſtellen. Anzeigen. Die Beilage (Organ des Ver⸗ 
eins deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen) enthält: Bericht über die Ver⸗ 
ſammlung deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen am 6. Februar im Rathhauſe. 
Statuten des Vereins: „Heim für Lehrerinnen und Erzieherinnen“ in Dres⸗ 
den. Ueber italieniſche Kunſtſchätze von Eliſe Förſter. 


Durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Fr. Eduard Keller, 
Geſchichte des Preuß. Volksſchulweſens. 


8vo. IV. und 503 Seiten. Preis 8 Mark. 


Berlin, Verlag von Robert Oppenheim. 19] 


Todtenſchau. 


| 
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Hand-Fibel 


von 


Olto Schulz. 


Ausgabe 0. 


Nach der analytiſch⸗ſynthetiſchen Methode 


bearbeitet 
von 


H. BOHM, 


Schulvorſteher in Berlin. 
Preis geheftet 40 Pf., gebunden 50 Pf. 


11. Auflage. 


Die außerordentlich ſtarke Verbreitung, welche dieſe neue Bearbeitung 
der berühmten Schulz' ſchen Fibel gefunden, ſpricht am beredteſten für deren 
vorzüglichen pädagogiſchen Werth. 

Ferner erſchien: 


Aufgaben für das ſchriftliche Rechnen 


von 


W. Koch, 
Hauptlehrer zu Berlin. 
Stereotyp-Aufl.: 234. 193. 124. 120. 77. 40, 
Preiſe: 25. 25. 25. 40. 40, 75 Pf. 

Vom Kgl. Preuß. Unterrichts-Miniſterium und den Bezirks⸗ 
Regierungen empfohlen, durch die Schuldeputation der Stadt 
Berlin in beinahe fümmtl. 90 Gemeindeſchulen eingeführt und be⸗ 
reits über ganz Norddeutſchland verbreitet, möge dies Buch in ſeiner neuen, 
nun für alle Schulen Deutſchlands geeigneten Geſtalt lebhafte Verbrei- 


Die Keller' ſche „Deutſche Schulztg.“ ſchreibt u. A.: Die Klarheit, 
Durchſichtigkeit der Anordnung und die Vertheilung des Stoffes, die nach 
Zahl und Form angemeſſenen Aufgaben, die Leichtigkeit, mit welcher der Leh⸗ 
rer nach und mit dieſem Buche ſelbſt in ſehr vollen Klaſſen arbeiten kann, 
haben dem Koch' ſchen Werke ſolchen Erfolg verſchafft. Sämmtliche Hefte find 
ſteif broch., Papier und Deutlichkeit der Zahlen ſehr gut. 

Beide Schulbücher ſind ſeit langen Jahren in den größten Theil der 
preußiſchen Schulen eingeführt und es ſpricht für ihre Vorzüglichkeit die große 
Höhe der Auflagezahl; find doch von der Schulz'ſchen Hand⸗Fibel nun⸗ 
mehr über drei Millionen und von den Koch ' ſchen Rechenbüchern Hun⸗ 
derttauſende von Exemplaren abgeſetzt. 

Die Verlagshandlung ſendet franco überall hin Freiegemplare 
zur Kenntnißnahme. 

Berlin, Januar 1877. 20] 


L. Oehmigke's Verlag (R. . 


55. Kommandantenſtr 


6 Hefte. 


tung finden. 


Gratis und franco 35 
1 Dietlein Deutſche Fibel oa. 
S (& 30 Pf.), laut Ausſpruch der Thür. Schulzeitg. eine Muſterſibel, 


12 5 ex f E 
S laut Ausſpruch der allgem. Schulzeitg. eine Normalfibel. zur 
Prüfung bei beabſichtigter Einführung. 21] 


"2 ſendet 
> 


jeder Art kann aus voller Ueberzeugung die 


K ranken Anwendung des tauſendfach bewährten, in 


Dr. Alry’s Naturheilmmethode beſchriebenen Heilverfahrens 
Dieſes jetzt in 68. Auflage erſchienene 500 Seiten 


empfohlen werden. 3 
ſtarke Buch koſtet nur 1 Mark und iſt durch jede Buchhandlung oder 


direkt von Richter's Verlags⸗Anſtalt in Leipzig zu beziehen. 
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Für die Redaktion verantwortlich: Fr. Eduard Keller. — Kommiffions-Berlag von Robert Oppenheim in Berlin W., Karlsbad 6. 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


